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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

En septembre 2022 s'est tenu à Lucerne le «Global Forum on Modern Direct
Democracy». D'envergure internationale, cet événement a réuni durant cinq jours des
centaines de participantes et participants, qui ont pu prendre part à divers workshops
et séminaires pour échanger sur la participation citoyenne, la protection du climat, le
droit de vote à 16 ans, ou encore l'impact des algorithmes sur le fonctionnement de la
démocratie. Pour sa dixième édition, le forum a mis l'accent sur le renforcement de la
démocratie face à la pression des déviances autoritaires dans de nombreux pays. Les
organisateurs et organisatrices ont relevé que, même en Suisse, certains processus
démocratiques ont été mis à mal durant la pandémie. Organisé par la «Schweizer
Demokratie Stiftung», le forum a débouché sur une déclaration, la «Luzerner Erklärung
zur modernen Demokratie». Elle servira de contribution lors du sommet global sur la
démocratie 2023, qui se tiendra à Washington sur l'invitation du président américain
Joe Biden. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.09.2022
MATHIAS BUCHWALDER

Verfassungsfragen

Die Regierung des Kantons Luzern unternahm mit einem sogenannten Planungsbericht
einen ersten Schritt, um das Gesetz über die Organisation von Regierung und
Verwaltung aus dem Jahre 1899 zu ändern und gleichzeitig eine Teil-, später eventuell
eine Totalrevision der Staatsverfassung von 1875 an die Hand zu nehmen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern hat der Grosse Rat zwar noch keinen Entscheid in Sachen
Totalrevision der Staatsverfassung gefällt, aber das Begehren ist weitgehend
unbestritten. Die Liberale Partei des Kantons Luzern (FDP) erörterte in verschiedenen
Verfassungsseminarien Ideen zu einer Totalrevision und kündigte die Ausarbeitung
eines Verfassungsvorentwurfs an. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern begrüssten in einer Vernehmlassung alle im Grossen Rat vertretenen
Parteien eine Totalrevision der Staatsverfassung sowie die Schaffung eines
Verfassungsrats. Allerdings war die vom Justizdepartement vorgeschlagene Quote von
mindestens einem Drittel Anteil Frauen resp. Männern bei der Zusammensetzung der
Verfassungskommission bei den Parteien umstritten. Während die CVP und die
Freisinnigen (LPL) praktische und politische Bedenken äusserten, forderten die SP und
das Grüne Bündnis eine Quote von 50%. Uneinigkeit bestand auch über die Anzahl
Mitglieder, welche der Verfassungsrat umfassen soll. Parallel zur Totalrevision soll auch
eine Teilrevision der bestehenden Verfassung als Überbrückungsmassnahme
angegangen werden. Die Modalitäten bezüglich der Zusammensetzung dieses zweiten
Verfassungsrats, insbesondere die Einführung von Regionalquoten, waren ebenfalls
umstritten. Parteiinterne Arbeitsgruppen der CVP und der LPL begannen schon mit der
Formulierung von Vorprojekten. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern verabschiedete der Grosse Rat eine Vorlage über ein neues Verfahren
zur Totalrevision der knapp 120 Jahre alten Staatsverfassung. In der Volksabstimmung
nahmen die Luzerner Stimmberechtigten zwar die Einsetzung eines 100köpfigen
Verfassungsrates an, verwarfen jedoch dessen paritätische Besetzung mit je 50 Frauen
und Männern mit 64,7% Nein-Stimmen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Pläne für eine Totalrevision der Kantonsverfassung bestehen auch in den Kantonen
Sankt Gallen, Schaffhausen und Zürich.In Sankt Gallen sprach sich der Grosse Rat für
eine Totalrevision der Verfassung bis zum Jahr 2000 aus und damit gegen den Antrag
der Regierung, die Konstitution schrittweise zu revidieren. Die dafür zuständige
Verfassungskommission soll auf Mitglieder des Grossen Rats beschränkt bleiben, wobei
es den einzelnen Arbeitsgruppen unbenommen bleibt, aussenstehende
Persönlichkeiten beizuziehen. In Schaffhausen befürwortete der Regierungsrat eine
Motion der SP für eine Verfassungsrevision bis zum Jahre 2001, dem 500. Jahrestag des
Beitritts zur Eidgenossenschaft. In Zürich legten sowohl die Grünen wie auch die EVP
Projekte für eine Revision der 125jährigen Verfassung vor. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.12.1994
DIRK STROHMANN

Am 25. Juni nahmen die Stimmberechtigten in Sankt Gallen die Erarbeitung einer
neuen Kantonsverfassung in der Legislaturperiode 1996-2000 grundsätzlich an, und
zwar mit einer Mehrheit von 78,7% der Stimmen. Die Frage, ob diese in die Kompetenz
des Grossen Rats gestellt oder zu diesem Zweck eigens ein Verfassungsrat gebildet
werden solle, wurde zugunsten des bestehenden Gremiums entschieden: 56,4% der
Stimmberechtigten sprachen sich für den Grossen Rat aus, 47,7% für einen
Verfassungsrat. In Appenzell Ausserrhoden wurde die neue Kantonsverfassung am 30.
April von der Landsgemeinde angenommen. In Neuenburg sprach sich der Grosse Rat
für die Revision der bestehenden Kantonsverfassung aus dem Jahre 1858 aus. Zu
diesem Zweck soll eine konstituierende Versammlung geschaffen werden, die auf
Mitglieder des Grossen Rates beschränkt werden soll. In Schaffhausen schliesslich hiess
der Grosse Rat die Einleitung des Verfahrens zur Totalrevision der Kantonsverfassung
gut. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.10.1995
DIRK STROHMANN

Ohne Schwierigkeiten verlief im Ständerat die Gewährleistung der
Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. Der Nationalrat hat zu diesen Revisionen im Berichtsjahr noch nicht
Stellung genommen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1995
DIRK STROHMANN

Der Nationalrat bewilligte im Frühjahr die vom Ständerat bereits 1995 angenommenen
Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.1996
DIRK STROHMANN

In der Sommersession genehmigte der Ständerat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1996
DIRK STROHMANN

In den Kantonen selbst befürwortete die Innerrhoder Landsgemeinde die Auflösung
der Institution des Inneren Landes und die Übertragung von deren Kompetenzen an den
Kanton. Eine Initiative der christlichsozialen Gruppe für die Revision der Bezirksgrenzen
des Inneren Landes scheiterte. In Neuenburg wurde die Einleitung zur Totalrevision der
bestehenden Verfassung aus dem Jahre 1858 in der Volksabstimmung vom 10. März von
83% der Stimmenden gutgeheissen. Der Grosse Rat wurde mit knapper Mehrheit zum
Ausführungsorgan bestimmt. In Schaffhausen nahm der Grosse Rat den Beschluss über
die Inangriffnahme der Gesamtrevision der Kantonsverfassung und das dazugehörige
Ausführungsgesetz an. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1996
DIRK STROHMANN

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsänderungen in den Kantonen
Genf, Graubünden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Später hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.1997
HANS HIRTER
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung der am 14. Dezember 1997
vom Volk angenommenen totalrevidierten Verfassung des Kantons Tessin, was der
Ständerat noch im Berichtsjahr vollzog. Die Bundesversammlung stimmte zudem den
Verfassungsänderungen in den Kantonen Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und
Zug sowie den vom Bundesrat im Berichtsjahr neu vorgelegten teilrevidierten
Verfassungen von Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Uri zu. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1998
HANS HIRTER

Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden
und Aargau und später auch noch diejenigen von Zürich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

Das nationale Parlament hiess Teilrevisionen der Verfassungen der Kantone Zürich,
Basel-Stadt, Basel-Land, Schaffhausen, Aargau, Thurgau, Wallis, Genf und Jura gut.
Dabei wurde, dies eine Seltenheit, im Fall der Genfer Verfassung auch materiell zu einer
Neuerung Stellung genommen: Der Aargauer Ständerat Reimann (svp) gab seinem
Erstaunen darüber Ausdruck, dass sich der Kanton Genf den Verfassungsauftrag
gegeben hat, mit seinen Staatsbetrieben auf dem liberalisierten
Telekommunikationsmarkt aktiv zu werden. In der Herbstsession wurden auch
Verfassungsteilrevisionen der Kantone Nidwalden, Basel-Land, Thurgau und Genf
sanktioniert. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER

Am 24. September hiessen die Neuenburger Stimmberechtigten ihre totalrevidierte
Kantonsverfassung gut. Die anfangs der achtziger Jahre eingeläutete Bewegung für eine
Reform der Kantonsverfassungen wurde damit im zehnten Kanton abgeschlossen.
Neuenburg war zugleich der erste welsche Kanton, der sich in dieser Periode eine neue
Grundordnung gegeben hat. Als wesentliche materielle Neuerungen in Neuenburg sind
die Einführung des kantonalen Ausländerstimmrechts (es bestand bereits auf
kommunaler Ebene), die Abschaffung des obligatorischen Finanzreferendums (bisher
für Ausgaben von 3 Mio Fr. oder mehr) und die Einführung der Volksmotion nach dem
Vorbild des Kantons Solothurn zu erwähnen. Mit der neuen Verfassung können die
Gemeinden zudem eine Neuenburger Spezialität, die Wahl der Gemeindeexekutiven
durch das Gemeindeparlament, durch eine Volkswahl ersetzen. In Freiburg wurde am
12. März ein 130 Personen zählender Verfassungsrat gewählt. Dabei entsprachen die
parteipolitischen Kräfteverhältnisse in etwa denjenigen des Grossen Rates; immerhin
rund ein Sechstel der Sitze ging an Parteilose. Im Kanton Zürich wählten am 18. Juni die
Bürgerinnen und Bürger bei einer Beteiligung von nur gerade 22% einen Verfassungsrat.
In St. Gallen verabschiedete das Parlament die neue Verfassung; in Schaffhausen
befasste sich der Grosse Rat in erster Lesung mit den Vorschlägen der
Verfassungskommission. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.06.2000
HANS HIRTER

In zwei Kantonen hatte das Volk über neue, totalrevidierte Verfassungen zu
entscheiden. In St. Gallen stimmte es mit einem Ja-Anteil von 72% zu, in Schaffhausen
lehnte es hingegen die neue Grundordnung ab. Der Widerstand gegen die von allen
grossen Parteien unterstützte Vorlage richtete sich vor allem gegen die Straffung der
Volksrechte (Abschaffung des obligatorischen Gesetzesreferendums, Erhöhung der
Finanzkompetenzen des Parlaments). Mit diesem negativen Entscheid war die
Verfassungsrevision allerdings nicht abgeschlossen: Das Parlament machte sich an die
Beratung eines zweiten Entwurfs. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.02.2001
HANS HIRTER

In der Waadt schloss der Verfassungsrat seine dreijährige Arbeit ab und legte die neue
Kantonsverfassung, welche unter anderem das kommunale Ausländerstimmrecht
obligatorisch einführt, dem Volk zur Entscheidung vor. Trotz Widerstands der Rechten
(LP, SVP und Arbeitgeber) und nur halbherziger Unterstützung durch die FDP hiessen
die Stimmberechtigten die neue Grundordnung am 22. September mit einer Mehrheit
von 56% gut. Nachdem im Kanton Schaffhausen die Totalrevision der Verfassung im
Vorjahr in der Volksabstimmung gescheitert war, legte das Parlament eine Neuauflage
vor. Diese erhöhte die Ausgabenlimite für das obligatorische Finanzreferendum weniger

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.05.2002
HANS HIRTER
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stark und strich die im Abstimmungskampf heftig umstrittene Abschaffung des
obligatorischen Gesetzesreferendums. Als Variante wurde dem Volk aber eine Lösung
vorgeschlagen, welche Gesetze, die vom Parlament mit deutlicher Mehrheit (80%)
verabschiedet worden sind, nur noch dem fakultative Referendum unterstellt. Die
Schaffhauser Stimmberechtigten hiessen am 22. September die neue Verfassung
deutlich gut und stimmten mit knappem Mehr (50,2%) auch der Variante mit der
teilweisen Abschaffung des obligatorischen Gesetzesreferendums zu. 18

In den Kantonen Freiburg, Basel-Stadt, Luzern, Graubünden und Zürich gingen die
Arbeiten an den Totalrevisionen der Verfassungen weiter. In Freiburg war in dem im
Jahr 2000 eingesetzten Verfassungsrat insbesondere der Beschluss umstritten, das
bisherige strikt befolgte Prinzip der Sprachterritorien etwas aufzuweichen und entlang
der Sprachgrenzen auch gemischtsprachige Gemeinden zuzulassen. Im weiteren
stimmte der Verfassungsrat dem Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene zu. In
Basel-Stadt verzichtete der Verfassungsrat, welcher seit anfangs 2000 am Werk ist,
darauf, die bisher gültige Bestimmung, wonach eine Wiedervereinigung mit Basel-Land
anzustreben sei, in den Entwurf für die neue Kantonsverfassung aufzunehmen. Anders
als Freiburg, Basel, Zürich und die Waadt geht der Kanton Luzern bei seiner
Totalrevision der Verfassung vor. Hier soll nicht ein gewählter Verfassungsrat, sondern
eine von der Regierung ernannte und je zur Hälfte aus Vertretern der Politik und des
„Volks“ zusammengesetzte 20köpfige Kommission einen Entwurf ausarbeiten. Diese
Verfassungskommission nahm im Berichtsjahr ihre Tätigkeit auf. Die Regierung des
Kantons Graubünden legte anfangs Jahr dem Parlament ihren Entwurf für eine neue
Verfassung vor. Dieser basiert auf dem Vorentwurf einer Verfassungskommission,
welcher im Jahr 2000 in die Vernehmlassung gegeben worden war. Als besonders
umstritten erwies sich hier das Wahlsystem für das Parlament. Die
Verfassungskommission hatte ein Proporzsystem vorgeschlagen, die Regierung wollte
ein Mischsystem einführen (Majorz mit zusätzlichem Proporz in grösseren
Wahlkreisen).Die Variante Mischsystem sieht nach dem Vorbild der Wahl für den
deutschen Bundestag vor, dass ein Teil des Parlaments in Einermajorzkreisen gewählt
wird und ein Teil in diese überlagernden grösseren Proporzwahlkreisen. Das Parlament
seinerseits entschied sich für Festhalten am bisherigen Majorzsystem, beschloss aber,
dem Volk im Jahr 2003 die neue Verfassung in zwei Varianten (Beibehaltung des Majorz
resp. Mischsystem) vorzulegen. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.05.2003
HANS HIRTER

In den Kantonen Freiburg, Basel-Stadt, Luzern, Graubünden und Zürich gingen die
Arbeiten an den Totalrevisionen der Verfassungen weiter. In Graubünden wurde die
Arbeit mit der Volksabstimmung vom 18. Mai abgeschlossen. Der Souverän stimmte im
Verhältnis zwei zu eins zu. In Freiburg wurde im Frühjahr die erste von drei Lesungen
abgeschlossen und anschliessend eine Vernehmlassung durchgeführt. Im November
und Dezember hielt der Verfassungsrat die zweite Lesung ab. In Basel-Stadt
präsentierte die Redaktionskommission des Verfassungsrats nach rund dreijähriger
Arbeit einen Vorentwurf, in welchem die Resultate der Diskussionen und Beschlüsse in
den Kommissionen und im Rat strukturiert zusammengefasst wurden. Dieser wurde ab
Mai in einer ersten Lesung beraten und anschliessend in eine breite Vernehmlassung
gegeben. In Zürich, wo man ähnlich vorgeht wie in Basel, lag der Rohentwurf im Februar
vor, und die erste Lesung begann im Mai. Anschliessend wurde ebenfalls eine breite
Vernehmlassung durchgeführt. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.11.2003
HANS HIRTER

In Basel-Stadt wurde die Vernehmlassung über einen Vorentwurf für eine neue
Kantonsverfassung abgeschlossen. Mit Ausnahme der Einführung des
Ausländerstimmrechts, der Mutterschaftsversicherung (welche mit dem positiven
Ausgang der Volksabstimmung auf Bundesebene ohnehin obsolet wurde) und der
Parteienfinanzierung stiessen alle Neuerungen auf breite Zustimmung. Die zweite
Lesung nahm der Verfassungsrat im November auf. Um nicht das gesamte Projekt zu
gefährden, strich er das Ausländerstimmrecht wieder. In Luzern schloss die
Verfassungskommission ihre Arbeit ab und übergab ihren Vorschlag der Regierung,
welche eine Vernehmlassung durchführte. Die Kommission hatte unter anderem
beschlossen, das Ausländerstimmrecht nur in der fakultativen kommunalen Form
aufzunehmen und diesen Vorschlag bloss als Variante dem Volk vorzulegen. In der
Vernehmlassung wurden die wichtigsten angestrebten materiellen Änderungen
(Ausländerstimmrecht, Stimmrechtsalter 16, Kompetenz des Parlaments,
nichtchristliche Kirchen als öffentlich-rechtliche Anstalten zu anerkennen) von den drei

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.10.2004
HANS HIRTER
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bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP abgelehnt. In Zürich wurde anfangs Jahr die
Vernehmlassung über den Vorentwurf für eine neue Verfassung abgeschlossen; im
Sommer führte der Verfassungsrat die zweite Lesung des bereinigten Entwurfs durch.
Dabei berücksichtigte er insbesondere auch das Anliegen der FDP, Grundsätze, welche
bereits in der Bundesverfassung enthalten sind, nicht auch noch in die
Kantonsverfassung aufzunehmen (namentlich Grund- und Sozialrechte). Im Oktober
verabschiedete der Verfassungsrat den Entwurf gegen den Widerstand der SVP
zuhanden der Volksabstimmung. Im Kanton Schwyz beantragte die Regierung, eine
Totalrevision der Verfassung in Angriff zu nehmen und dazu eine
Verfassungskommission zu wählen. 21

In Luzern nahm die Verfassungskommission an ihrem im Vorjahr in die Vernehmlassung
gegebenen Entwurf gewichtige Abstriche vor. Sie verzichtete auf die von den
bürgerlichen Parteien heftig kritisierten Elemente Ausländerstimmrecht,
Stimmrechtalter 16, Anerkennung weiterer Religionsgemeinschaften und Einführung
von Einbürgerungskommissionen. Die Regierung schlug dem Parlament vor, den
Stimmberechtigten zumindest das fakultative Ausländerstimmrecht als Zusatzfrage zur
neuen Verfassung vorzulegen. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.12.2005
HANS HIRTER

In Luzern begann das Parlament mit der Beratung des Verfassungsentwurfs. Die Linke,
für welche die vorgeschlagenen Neuerungen viel zu wenig weit gingen, scheiterte mit
ihrem Rückweisungsantrag. In der Detailberatung stimmte der Rat der Einführung eines
Gemeindereferendums (auszuüben durch einen Viertel der Gemeinden) zu, strich
hingegen die im Entwurf vorgesehene ausserordentliche Abwahl der Regierung und des
Parlaments durch das Volk. 23

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.11.2006
HANS HIRTER

In Luzern verabschiedete der Kantonsrat die neue Kantonsverfassung in zweiter Lesung.
Die Zustimmung fiel relativ knapp aus, da SVP, SP und GP aus unterschiedlichen
Gründen dagegen opponierten. Für die Linke waren die Neuerungen zu zaghaft
ausgefallen. Die SVP bemängelte insbesondere einen, von den Befürwortern allerdings
bestrittenen, Demokratieabbau sowie die Berechnungsmethode für die Sitzzuteilung
auf die Wahlkreise. Diese geht von der Gesamtbevölkerung und nicht nur von den
Schweizern aus und verleiht damit den städtischen Gebieten mehr Gewicht. Die
Delegiertenversammlungen sowohl der SVP als auch der SP beschlossen denn auch
einstimmig die Nein-Parole für die Volksabstimmung. In dieser nahmen die Bürgerinnen
und Bürger die neue Verfassung mit einem Ja-Stimmenanteil von 64% an. 24

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.06.2007
HANS HIRTER

Nationale Identität

Ohne lange Diskussionen hiessen National- und Ständerat die von den Schweizer
Demokraten am 25. Oktober 1990 eingereichte „Volksinitiative Für einen arbeitsfreien
Bundesfeiertag“ mit 62 zu 2 resp. 22 zu 6 Stimmen gut. In bezug auf den Begriff
arbeitsfrei, welcher im Initiativtext nur ungenau definiert war, wies der
Kommissionssprecher der kleinen Kammer darauf hin, dass dieser Feiertag gemäss
Bundesrat nicht kompensiert wird, falls er auf einen Sonntag fällt, dass er aber von
Arbeitnehmern kompensiert werden kann, wenn er in den Ferien auf einen andern Tag
als auf den Sonntag fällt.

Obwohl die Schweizer Demokraten mit der Lancierung der Initiative patriotische Ziele
verfolgten, war ihr Vorschlag praktisch unbestritten, da auch die Attraktivität eines
zusätzlichen Feiertages sowie der Aspekt der einheitlichen Regelung eine wichtige Rolle
im Entscheidprozess spielten. Bis anhin war der 1. August in den Kantonen Zürich,
Schaffhausen, Thurgau, Tessin und Genf ein Feiertag, während in den andern Kantonen
entweder halbtags oder bis vier Uhr gearbeitet wurde. Im Vorfeld der Abstimmung
gaben einzig die allfälligen Kosten für die Arbeitgeber Anlass zu Diskussionen.

Für die Volksabstimmung gaben alle Parteien ausser den Grünen und der LP die Ja-
Parole heraus. Für die Liberalen bedeutete die Bundeskompetenz einen zu starken
Eingriff in den Föderalismus, weshalb sie das Begehren ablehnten; die Grünen
entschlossen sich für Stimmfreigabe, weil sie keine Initiative aus der
rechtsnationalistischen Ecke unterstützen wollten. In der SP sorgte der Umstand, dass
zwölf sozialdemokratische Abgeordnete im Abstimmungskomitee zusammen mit

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Mitgliedern oder Sympathisanten der Schweizer Demokraten vertreten waren, für
Unmut. Die Gewerkschaften empfahlen die Ja-Parole, während sich der Arbeitgeber-
und der Gewerbeverband wegen der Belastung der Wirtschaft durch einen zusätzlichen
Feiertag bei voller Lohnzahlung gegen die Initiative stellten.

„Volksinitiative für einen arbeitsfreien Bundesfeiertag“
Abstimmung vom 26. September 1993

Beteiligung: 39,9%
Ja: 1'492'285 (83,8%) / 20 6/2 Stände
Nein: 289'122 (16,2%)

Parolen:
Ja: FDP (*6), SP, CVP (*3), SVP (*2), AP, SD, LdU, EVP, PdA, EDU, Lega; SGB, CNG.
Nein: LP (*2); ZSAO, SGV.
Stimmfreigabe: GP (*3). 
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

In der Abstimmung vom 26. September befürworteten 83,8% der Stimmenden die
Initiative, wobei alle Kantone zustimmten. Der Kanton Appenzell Innerrhoden, der
schon überdurchschnittlich viele Feiertage kennt, unterstützte die Initiative mit 59,3%
am knappsten, während das Tessin und Genf mit 92,9% resp. 90,2% am deutlichsten
zustimmten. 25

Die von einer privaten Vereinigung veranstaltete Bundesfeier auf dem Rütli erfreute
sich auch dieses Jahr grosser Aufmerksamkeit bei den Medien. Nach den störenden
Auftritten von Rechtsextremen in den Jahren 2004 und 2005 sorgten die Veranstalter
wie bereits im Vorjahr mit strengen Sicherheitsmassnahmen dafür, dass nur
vorangemeldete Gäste Zugang fanden. Die Rechtsradikalen wurden nicht zugelassen;
rund 300 von ihnen folgten einem Aufruf der PNOS und versammelten sich eine Woche
später am selben Ort. Im Zentrum der 1. August-Feier auf dem Rütli standen im
Berichtsjahr die Frauen. Die mitveranstaltenden Frauenorganisationen hatten
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey (sp) und Nationalratspräsidentin Christine
Egerszegi-Obrist (fdp, AG) als Hauptrednerinnen eingeladen. Die Kantone der
Innerschweiz waren weder von der Idee einer von der SP-Bundespräsidentin
angeführten Frauenfeier am 1. August noch vom zu erwartenden Sicherheitsaufwand
angetan und stellten phasenweise die Durchführung des diesjährigen Anlasses in Frage.
Der Disput hatte auch wahlkampfspezifische Aspekte und wurde von den Medien
während Monaten in breitester Form abgehandelt. Die SP gebärdete sich als Hüterin
des schweizerischen Patriotismus und die SVP fand auf einmal diese Bundesfeier auf
dem Rütli (in den Worten ihres Präsidenten Maurer „… nur eine Wiese mit Kuhdreck“)
nicht mehr so wichtig. Die Finanzierung des Sicherungsaufwands übernahmen, nach
einigem Hin und Her und der Zusage eines Beitrags von privaten Sponsoren, die Stadt
und der Kanton Luzern sowie Uri. Die Veranstaltung wurde ohne Störungen
durchgeführt. Diese Feier und ihre Umstände wurden auch im Parlament zu einem
Thema. Der Bundesrat bestätigte in seiner Antwort auf eine Interpellation Inderkum
(cvp, UR) seine Haltung, dass sich der Bund nicht finanziell an dieser Veranstaltung auf
dem Rütli beteiligen werde. Grundsätzlich lehne die Landesregierung die Durchführung
einer zentralen nationalen Bundesfeier, egal ob auf dem Rütli oder anderswo, ab, da
dies nicht dem föderalistischen Charakter der Schweiz entsprechen würde. 26

ANDERES
DATUM: 01.08.2007
HANS HIRTER

Nachdem die Rechtsextremen vom Rütli verdrängt worden waren, suchten sie sich
andere Orte für ihre historisch untermauerten Auftritte - unter anderem auch die Feier
zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU). Die Luzerner Behörden sahen keinen Anlass,
etwas gegen die Beteiligung der PNOS (Partei National Orientierter Schweizer) und
anderer Rechtsextremisten an der Sempacher Feier zu unternehmen. Diese hätten sich
in den Vorjahren stets anständig benommen und ihr Kranzlegungsritual mit der sich an
der faschistischen Frontenbewegung der 30er Jahre orientierenden Symbolik erst nach
der offiziellen Feier durchgeführt. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.06.2008
HANS HIRTER
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Nach den Vorkommnissen an den Bundesfeiern auf dem Rütli (UR) in den letzten
Jahren wurde die Veranstaltung im Berichtsjahr in kleinerem Rahmen durchgeführt.
Insbesondere wurde auf den Auftritt eines Mitglieds der Landesregierung verzichtet,
was das Interesse der Medien markant schrumpfen liess. Um die Rechtsextremisten
fernzuhalten, welche die Feier bis 2006 jeweils gestört und die riesige Medienpräsenz
für einen propagandistischen Auftritt genutzt hatten, wurden auch dieses Jahr nur
angemeldete und akzeptierte Gäste zugelassen. Eine als Ersatz für den entgangenen
Auftritt von rund 300 Faschisten am 3. August auf dem Rütli durchgeführte Kundgebung
fand praktisch keine Beachtung in den Medien. Die Rechtsextremen hatten sich
ohnehin, nach ihrer Verdrängung vom Rütli im Vorjahr, andere patriotische Feiern zur
Markierung ihrer Präsenz ausgesucht. Anfangs April traten sie an der Gedenkfeier zur
Schlacht von Näfels (1388) im Kanton Glarus auf, und im Juni marschierten sie bei der
Feier zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU) mit. 28

ANDERES
DATUM: 01.08.2008
HANS HIRTER

Die Luzerner Behörden sahen vorerst noch keinen Anlass, das Konzept für die Feier der
Schlacht von Sempach zu ändern. Diese wurde auch dieses Jahr wieder von
Rechtsradikalen für einen Grossaufmarsch benutzt. Ihren rund 250 Personen standen,
von der Polizei abgetrennt, rund 100 dagegen protestierende Jungsozialisten
gegenüber. Die eigentliche Feier fand witterungsbedingt in einer Kirche und ohne die
Rechtsradikalen statt; letztere marschierten anschliessend allein zum Schlachtgelände.
Nach der Kundgebung kündigte die Luzerner Kantonsregierung die Ausarbeitung eines
neuen Konzepts für die Durchführung dieses Anlasses an. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.2009
HANS HIRTER

Aufgrund der vorjährigen Störungen durch Rechtsradikale plante die Luzerner
Regierung im Berichtsjahr anstelle eines Umzugs zum Gedenken an die Schlacht von
Sempach die Durchführung eines Gottesdienstes. Die SVP Luzern sammelte daraufhin
Unterschriften für eine Petition, die ein Beibehalten der bisherigen Feierlichkeiten
forderte. Diese wurde auch von Bundesrat Maurer unterschrieben, was einigen Wirbel
verursachte. Maurer wurde vorgeworfen, sich in kantonale Belange einzumischen und
Rechtsextremismus zu unterstützen. Dieser rechtfertigte seine Unterschrift mit dem
Hinweis, dass die Petition lediglich eine würdevolle Feier, also eine Feier ohne
politischen Extremismus fordere. Die Luzerner Regierung schlug ein Konzept vor, das
anstelle von Schlachtfolklore zukünftig ein Volksfest vorsieht, mit dem der Dialog
gefördert und die zunehmende Politisierung des Anlasses verhindert werden soll. 30

ANDERES
DATUM: 27.06.2010
MARC BÜHLMANN

Da die Feierlichkeiten zum Gedenken an die Schlacht bei Sempach in den letzten
Jahren immer wieder durch Aufmärsche von Rechts- und teilweise auch
Linksextremisten gestört wurden, was zu immensen Sicherheitskosten geführt hatte,
beschloss die Luzerner Regierung für das 625-jährige Jubiläum von 2011 ein neues
Konzept. Anders als auf dem Rütli wurden Extremisten allerdings nicht mit einem
Zulassungssystem ferngehalten. Der Kanton Luzern richtete vielmehr ein grosses, allen
zugängliches Mittelalter-Volksfest aus, verzichtete jedoch auf den Umzug auf das
Schlachtgelände. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.07.2011
MARC BÜHLMANN

Um ein Aufeinandertreffen von rechts- und linksextremen Organisationen zu
verhindern, untersagte die Luzerner Polizei den sogenannten Gedenkmarsch auf das
Schlachtfeld bei Sempach, der alljährlich von Rechtsextremen begangen wird. Weil
gleichzeitig eine Bewilligung der Gruppe Antifaschistische Aktion Zentralschweiz für
eine Gegendemonstration auf dem Schlachtfeld eingereicht wurde, befürchtete die
Polizei eine erhebliche Gefahr. Auch die Gegendemonstration wurde deshalb nicht
bewilligt. Nachdem die Polizei am Samstagabend das Gelände verlassen hatte, fanden
sich trotz Verbot rund 60 Rechtsextreme ein und legten einen Kranz nieder. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.07.2015
MARC BÜHLMANN
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Landes- und Weltausstellungen

Im Tessin monierte Marco Solari, die für ca. 2020 vorgesehene Eröffnung des
Gotthardbasistunnels mit einer Landesausstellung im Tessin und allfällig auch den
Nachbarkantonen Graubünden, Uri und Wallis zu kombinieren. Die Tessiner Regierung
nahm diese Idee auf und versprach, eine Machbarkeitsstudie in Auftrag zu geben. Erste
Vorabklärungen über die Durchführung der nächsten Landesausstellung in ihrer Region
führten auch die Ostschweizer Kantone St. Gallen, Schaffhausen und Thurgau durch. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.09.2008
HANS HIRTER

Sowohl die Kantonsregierungen der Nordostschweiz als auch diejenigen des
Gotthardraums beschlossen, die Idee einer schweizerischen Landesausstellung in ihrer
Region vertieft analysieren zu lassen. Als Zeithorizont für die Durchführung der
Ausstellung steht für die Gebirgskantone das Jahr 2020, für die Nordostschweiz das
Zeitfenster 2022-2032 im Vordergrund. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.04.2009
HANS HIRTER

Gleich zwei Projekte für Landesausstellungen wurden im Berichtsjahr diskutiert. Die
Kantone rund um den Gotthard (TI, UR, VS, GR) vertieften ihre Pläne für Gottardo 2020
und die Kantone der Bodenseeregion (TG, SH, SG, AI, AR) regten eine Expo Bodensee-
Rhein frühestens im Jahr 2027 an. Die Gotthard-Kantone, die ihre Expo zur Neat-
Eröffnung planten, haben im Berichtsjahr je 50 000 Franken für eine
Machbarkeitsstudie gesprochen. Die laue Begeisterung, Streitigkeiten zwischen dem
Projektleiter Marco Solari und dem Bündner Regierungsrat Stefan Engler (CVP), aber
auch Termindruck liessen das Vorhaben jedoch sterben. Die Kantone einigten sich
immerhin auf ein Programm, mit welchem die Region gestärkt werden soll. Mit dem Aus
von Gottardo 2020 wurde die Diskussion für eine Landesausstellung in der Bodensee-
Region, zu der sich die involvierten Kantone grundsätzlich positiv zeigten, wieder
intensiviert. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2010
MARC BÜHLMANN

Nachdem die Pläne für eine Expo 2020 in der Gotthard-Region an den Streitigkeiten
zwischen den Planern und  aufgrund der insgesamt eher lauen Begeisterung gescheitert
waren, äusserten sich die Kantone der Ostschweiz (TG, SH, SG, AI, AR) positiv zu einer
Landesausstellung im Bodenseeraum. Allerdings würde eine Expo frühestens 2027
durchgeführt. Als erstes Etappenziel formulierten die Kantone die Schaffung von
Grundlagen für eine „Expo Bodensee-Ostschweiz 2027“, die Ende 2012 den
Parlamenten zwecks Entscheids über ein Vorprojekt unterbreitet werden sollen. Der
Enthusiasmus ist allerdings nicht in allen beteiligten Kantonen gleich gross. So sicherten
etwa Schaffhausen und Appenzell Innerrhoden lediglich ideelle Unterstützung zu. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.03.2011
MARC BÜHLMANN

Landesausstellungen sollen dazu dienen, sich mit der eigenen Identität
auseinanderzusetzen. Die Organisation eines solchen für eine Willensnation nicht
unwichtigen Anlasses ist jedoch häufig mit viel Mühsal verbunden. Dies scheint auch für
die für 2027 geplante Expo Bodensee-Ostschweiz nicht anders zu sein. Zwar nahm der
von drei Kantonen (AR, SG, TG) angetriebene und mit rund CHF 600'000 finanzierte
Ideenwettbewerb im Berichtjahr Gestalt an, der Bund hatte bisher aber noch keine
Unterstützung sondern lediglich grundsätzliches Interesse signalisiert. Die Regierung
verkündete, erst Anfang 2015 Stellung nehmen zu wollen. Die Kantonsregierungen der
restlichen vier Ostschweizer Kantone (GR, AI, SH, GL) sowie der Kanton Zürich als
assoziiertes Mitglied bekannten sich Mitte März in einer gemeinsamen Erklärung zur
Expo 2027. Allerdings stiess insbesondere das Abseitsstehen des Kantons Appenzell
Innerrhoden auf Kritik. Der mit St. Gallen und Appenzell Ausserrhoden stark verzahnte
Kanton wollte zuerst Fragen über den Nutzen, die Kosten und die Nachhaltigkeit des
Grossprojektes geklärt haben, bevor ein Entscheid vor die Landsgemeinde gebracht
werde. Beim vom 9. Mai bis Mitte September laufenden Ideenwettbewerb wurden
Grobkonzepte von 60 interdisziplinären Teams eingereicht – erwartet worden waren
ursprünglich mehr als hundert Eingaben. Bis Ende 2014 wurden zehn Projekte zur
Weiterbearbeitung empfohlen, die von den Offerenten weiter vertieft werden sollen.
Ziel ist es, eine tragfähige Idee bis Ende Mai zu küren und bis 2017 einen
Machbarkeitsbericht auszuarbeiten. Die Landesausstellung soll dezentral zwischen
Bodensee, Rhein und Säntis stattfinden. Geprüft werden soll dabei auch eine
Ausweitung der Landesausstellung nach Österreich und Deutschland. Der weitere
Fahrplan sieht die Beratung eines Bundesbeschlusses über die Durchführung und die
sich auf mindestens CHF 1 Mrd. belaufende Finanzierung für eine Expo 2027 im Jahr

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2014
MARC BÜHLMANN
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2018 vor. Konkurrenz erwuchs den Ostschweizer Plänen aus dem Aargau. Der
Aargauische Gewerbeverband, angeführt von seiner Vizepräsidentin und Nationalrätin
Sylvia Flückiger (svp, AG), wollte den eigenen Kanton als selbstbewussten Teil der
Schweiz ins Rampenlicht stellen. Der Bundesrat beantwortete die diesbezüglich
eingereichte Interpellation mit dem Hinweis, dass es allen Kantonen freistehe, Projekte
für Landesausstellungen zu organisieren. Bis jetzt sei aber lediglich der Ostschweizer
Plan bekannt und dieser werde von allen Kantonen, einschliesslich des Kantons Aargau,
unterstützt. Tatsächlich hatten sich die Kantone im Rahmen der Plenarversammlung der
Konferenz der Kantonsregierungen in einer gemeinsamen Erklärung Mitte Juni hinter
das Projekt einer Expo 2027 im Bodenseeraum und der Ostschweiz gestellt. 37
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